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Stillen bei der Arbeit – 
Der Kündigungsschutz ist ungenügend
Es ist verboten, eine Frau während der Schwangerschaft und des Mutterschaftsurlaubs zu entlassen. Das Gesetz sieht auch Anpassungen der Arbeitsbedingungen vor, damit erwerbstätige Mütter ihr Kind weiterhin stillen können. In der Praxis geben jedoch nur wenige junge Mütter ihrem Kind nach Wiederaufnahme der Arbeit die Brust. Der Grund dafür ist ein zu kurzer Kündigungsschutz. Travail.Suisse, die unabhängige Dachorganisation der Arbeitnehmenden, ist der Ansicht, dass dieser Schutz von 16 auf 24 Wochen verlängert werden muss.
Der Gesetzgeber möchte Mütter dazu ermutigen, ihr neugeborenes Kind nach Wiederaufnahme der Arbeit weiterhin zu stillen. Artikel 60 Absatz. 2 der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz regelt in drei Abschnitten die zwei möglichen Fälle: 

· Stillzeit im Betrieb gilt als Arbeitszeit. 
· Verlässt die Arbeitnehmerin den Arbeitsort zum Stillen, ist die Hälfte dieser Abwesenheit als Arbeitszeit anzuerkennen.
Das Seco hat ausserdem einen Kommentar verfasst, der deutlich macht, dass «alle notwendigen Massnahmen getroffen werden müssen, um den erwerbstätigen Frauen auch nach dem Mutterschaftsurlaub das Stillen zu ermöglichen. Die gesetzlichen Vorschriften unterstützen diese Forderung. Sie bestehen nämlich darin, das Stillen während der Arbeitszeit zu ermöglichen unter Anrechnung an die Arbeitszeit. Ausserdem muss der Betrieb einen dafür geeigneten Raum zur Verfügung stellen.» 

Das Seco hält zudem fest, dass die Zeit für das Abpumpen der eigenen Milch auch als Stillzeit gilt.

Das Gesetz sieht einen Kündigungsschutz für stillende Frauen vor. Doch dieser Schutz ist von zu kurzer Dauer. Dabei soll diese Massnahme das Stillen fördern, dessen wohltuende Wirkung für das Kind, die Mutter und das Unternehmen erwiesen ist (siehe Pressedienst Nr. 13, 22. September 2008). 
Der Schutz dauert derzeit sechzehn Wochen ab der Entbindung. Das Gesetz besagt nämlich, dass der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis in den ersten 16 Wochen nach der Niederkunft einer Arbeitnehmerin nicht kündigen darf (OR, Art. 336c Abs.1). Nach dieser Zeit besteht kein Kündigungsschutz mehr. 
Zum vorzeitigen Abstillen gezwungen
In der Praxis bleiben die guten Absichten des Gesetzgebers und des Seco wirkungslos: Obwohl eine Mutter gemäss den vom Seco übernommenen Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) nach der Geburt sechs Monate lang stillen sollte, tun dies nur wenige erwerbstätige Frauen.
Bei der geringsten Konfrontation am Arbeitsplatz sehen sie sich veranlasst, ihr Kind früher als geplant abzustillen, wie Fachleute für die Begleitung von (werdenden) Müttern regelmässig berichten.
Erwerbstätige stillende Frauen können aus verschiedenen Gründen unter Druck geraten. Es gibt mehrere gesetzliche Bestimmungen, welche die Gesundheit der Mutter und des Kindes bei der Arbeit schützen sollen. Diese Bestimmungen sind nötig und dürfen auf keinen Fall in Frage gestellt werden. Leider nehmen die Arbeitgeber sie bisweilen negativ wahr. Sie übersehen oder verharmlosen den Zweck des Gesundheitsschutzes der Angestellten und erachten die Bestimmungen als lästig für den Betrieb. Beispiele:
· Eine stillende Mutter darf keine gemäss Risikoanalyse gefährlichen oder beschwerlichen Arbeiten ausführen. Ihr muss eine gleichwertige ungefährliche Arbeit angeboten werden, und wenn das nicht möglich ist, hat sie das Recht, zu Hause zu bleiben und trotzdem ihren Lohn zu beziehen (80 Prozent  ihres Lohns) (ArGV1 Art. 62, 64);
· Eine stillende Mutter darf nicht mehr als neun Stunden pro Tag arbeiten, auch wenn in ihrem Arbeitsvertrag mehr Stunden vorgesehen sind (ArGV1 Art. 60 Abs. 1);
· Eine stillende Mutter hat das Recht, sich unter geeigneten Bedingungen hinzulegen und auszuruhen (ein Ruheraum muss im Unternehmen eingerichtet werden) (ArGV3 Art. 34);
· Eine stillende Mutter darf nicht zur Schichtarbeit mit einem Schichtsystem, das eine regelmässige Rückwärtsrotation vorsieht (Nacht - Abend - Morgen) herangezogen werden oder mehr als drei Nächte am Stück arbeiten (Mutterschutzverordnung, Art. 14);
· Die Stillzeit wird zwar ganz oder teilweise als Arbeitszeit angerechnet, aber die Lohnfortzahlung ist noch immer nicht gesetzlich geregelt. Gewisse Arbeitgeber scheuen sich nicht, diese rechtliche Lücke zu nutzen, um den Lohn der stillenden Mütter entsprechend zu kürzen.
Aus Angst, ihre Stelle zu verlieren, wenn sie auf ihrem Recht auf Stillen bei der Arbeit bestehen, ziehen die Frauen das Abstillen vor. Gemäss einer Studie des Bundesamtes für Gesundheit aus dem Jahr 2004 wird die Wiederaufnahme der Arbeit als häufigster Grund für das Abstillen der Säuglinge genannt. Lediglich 14 Prozent der Frauen ernähren ihr Kind im Alter von sechs Monaten ausschliesslich mit der Brust, während es unmittelbar nach der Geburt noch 94 Prozent sind.
Das Stillen dauert lediglich einige Monate. Will man es wirklich fördern – nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch –, muss der Kündigungsschutz für stillende Frauen verlängert werden. Der Schutz ist von 16 auf 24 Wochen heraufzusetzen, was den Empfehlungen der WHO in Bezug auf das Stillen entsprechen würde.
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